
lieh neue Tatsachen ermittelt wurden, sind diese dem 
Kollektiv bzw. dem Kollektivvertreter spätestens in 
Vorbereitung auf die Hauptverhandlung mitzutei­
len.
12. Gelangt das Kollektiv im Ergebnis seiner Bera­
tung zu der Auffassung, keinen Kollektivvertreter zu 
benennen, und wird dies in der Niederschrift ausge­
wiesen, ist keine erneute Beratung im Kollektiv 
durch die Rechtspflegeorgane zu verlangen, 
ln diesen Fällen ist dem Angeklagten durch entspre­
chende Vorhalte aus der Niederschrift über die Aus­
sprache im Kollektiv und die Einschätzung seiner 
Persönlichkeit Gelegenheit zu geben, hierzu in der 
Beweisaufnahme Stellung zu nehmen. Ergeben sich 
dabei Widersprüche zwischen der Kollektiveinschät­
zung und den Einlassungen des Angeklagten, sind 
weitere Beweiserhebungen nur dann vorzunehmen, 
wenn sie für die Strafzumessung von Bedeutung 
sind.“
2. Zur Rückgabe der Sache an den Staatsanwalt we­
gen fehlender oder unzureichender Mitwirkung ge­
sellschaftlicher Kräfte am Strafverfahren vgl. 
Ziff. II.3. der RL des Plenums des OG (abgedr. als 
Anm. 1. nach § 190 StPO).

§ 103
Bearbeitungsfristen 
im Ermittlungsverfahren
(1) Alle Ermittlungsverfahren sind innerhalb einer 
Frist von höchstens drei Monaten abzuschließen. Er­
mittlungsverfahren, in denen gegen den Beschuldig­
ten Untersuchungshaft angeordnet ist, sind beson­
ders beschleunigt durchzuführen.
(2) Der Generalstaatsanwalt setzt für die einzelnen 
Arten der Ermittlungsverfahren Fristen fest. Kann 
ausnahmsweise wegen des Umfanges der Sache oder 
wegen der Schwierigkeit der Ermittlungen die Frist 
nicht eingehalten werden, ist die Genehmigung des 
zuständigen Staatsanwalts zur Überschreitung der 
Frist einzuholen. Eine Überschreitung der Höchst­
frist von drei Monaten ist nur mit Zustimmung des 
Staatsanwalts des Bezirkes zulässig.

§ 104 
Protokoll
Über jede Ermittlungshandlung, die für die Be­
weisführung Bedeutung haben kann, ist ein Proto­
koll aufzunehmen und den Akten beizufügen. Ande­
re Ermittlungshandlungen sind aktenkundig zu ma­
chen.

§ 105
Vernehmung von Beschuldigten
(1) Nachdem die Einleitung des Ermittlungsverfah­
rens verfügt ist, darf der Beschuldigte vernommen 
werden.
(2) Vor Beginn der Vernehmung sind dem Beschul­
digten die Einleitung des Ermittlungsverfahrens und
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die erhobene Beschuldigung mitzuteilen. Er ist über 
seine Rechte gemäß §61 zu belehren; über die Be­
weismittel ist der Beschuldigte spätestens vor Ab­
schluß der Ermittlungen zu unterrichten. Dies ist im 
Protokoll zu vermerken.
(3) Die Vernehmung beginnt mit der Feststellung 
der erforderlichen Angaben zur Person.
(4) In der Vernehmung ist dem Beschuldigten Gele­
genheit zu geben, sein Verhalten darzulegen, den 
Verdacht zu beseitigen, entlastende Umstände vor­
zubringen und Anträge zu stellen.
(5) Dem Beschuldigten kann gestattet werden, 
seine Ausführungen in schriftlicher oder in anderer 
Form aufzuzeichnen.

Anmerkung: Vgl. hierzu §§47, 48 und Anm. nach 
§51 StPO.

§ 106
Vernehmungsprotokoll
(1) Das Protokoll über die Vernehmung hat zu ent­
halten:
1. Ort, Zeit und Dauer der Vernehmung;
2. den Namen des Vernehmenden;
3. die Personalien des Zeugen (§ 33); beim Beschul­

digten außerdem sämtliche Vornamen, Familien­
stand, Geburtsort und Staatsangehörigkeit;

4. die Angaben über die persönliche und gesell­
schaftliche Entwicklung des Beschuldigten ein­
schließlich seiner beruflichen Tätigkeit;

5. die Vermögensverhältnisse des Beschuldigten;
6. Angaben über verwandtschaftliche und sonstige 

Beziehungen zwischen dem Zeugen und dem Be­
schuldigten;

7. den Hinweis auf die Aussagepflicht des Zeugen 
und ein etwaiges Aussageverweigerungsrecht;

8. die Erklärungen zur Sache einschließlich der zur 
Entlastung vorgebrachten Angaben;

9. Beweisanträge und sonstige Hinweise des Be­
schuldigten und Hinweise des Zeugen.

(2) Nach Abschluß der Vernehmung ist dem Ver­
nommenen das Protokoll zur Durchsicht vorzulegen 
und auf Verlangen vorzulesen. Danach hat der Ver­
nommene jede Seite des Protokolls zu unterschrei­
ben. Auch Veränderungen, Zusätze und Streichun­
gen sind zu unterschreiben. Wurde von der Verneh­
mung zusätzlich eine Schallaufzeichnung angefer­
tigt, ist diese nach Abschluß der Vernehmung dem 
Vernommenen wiederzugeben und ihre Richtigkeit 
von ihm zu bestätigen. Zusätze und Veränderungen 
sind ebenfalls zu bestätigen.
(3) Das Protokoll ist am Schluß von dem Verneh­
menden unter Angabe seiner Dienststellung oder 
seines Dienstgrades zu unterschreiben. Die Schall­
aufzeichnung ist in entsprechender Weise zu bestäti­
gen.

Anmerkung: Vgl. Anm. nach §51 StPO.
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